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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Januar 1961 

8 — 52322 — 4947/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes und über 
Anpassungshilfen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Zustimmung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22. Dezember 1960 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
und über Anpassungshilfen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5. Dezember 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1833), der Verordnung zur Anpassung 
von Verbrauchsteuergesetzen und von Durchfüh- 
rungsverordnungen zu Verbrauchsteuergesetzen an 
den Zolltarif 1958 vom. 2. Januar 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 3), der Verordnung zur Anpassung von 
Verbrauchsteuergesetzen und von Durchführungs- 
verordnungen zu Verbrauchsteuergesetzen an den 
Deutschen Zolltarif 1959 vom 2. Januar 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 5), des Straßenbaufinanzierungs- 
gesetzes vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 201) und des Gesetzes zur Änderung des Mineral- 
ölsteuergesetzes vom 26. April 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 241) wird wie folgt geändert: 


1. § 2 erhält die folgende Fassung: 

„§ 2 

(1) Die Steuer beträgt für 100 kg des Eigen- 
gewichts 

1. für die in § 1 Abs. 2 Nr. 1 genannten 

Erzeugnisse, und zwar für 

a) Leichtöle (Benzin, Test- 

benzin, Benzin-Benzol- 
Gemische u. a.) . . . 32,50 DM, 

b) mittelschwere Öle . . 22,75 DM, 

c) Gasöle 22,75 DM, 

d) Schmieröle und Reini- 
gungsextrakte 

aa) Schmieröle, nur 
durch Aufarbei- 
tung von Altölen 
hergestellt . . . 15, — DM, 

bb) andere Schmieröle 

und Reinigungs- I 

extrakte .... 28, — DM, j 

j 

e) andere als die in c) und 

d) genannten Schweröle 10, — DM, j 


2. für die in § 1 Abs. 2 Nr. 2 

genannten Erzeugnisse . . 27,10 DM, 

3. für Flüssiggase .... 19,75 DM. 

(2) Weicht die Beschaffenheit eines Mineral- 
öls von der Beschaffenheit steuerlich vergleich- 
barer Mineralöle ab und ist seine Belastungs- 
fähigkeit dadurch wesentlich gemindert (Mine- 
ralöl besonderer Eigenart), so kann die Steuer 
zur Beseitigung von Härten durch Rechtsver- 
ordnung bis auf eine Deutsche Mark für 100 kg 
ermäßigt werden. 11 

2. § 6 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Der Steuerschuldner hat die Steuer für 
das Mineralöl, für das die Steuerschuld in einem 
Monat unbedingt entstanden ist, spätestens am 
fünfundzwanzigsten Tag des zweiten folgenden 
Monats zu entrichten. Auf Antrag kann zuge- 
lassen werden, daß er die Steuer je zur Hälfte 
am fünfzehnten Tag des zweiten und am fünften 
Tag des dritten folgenden Monats entrichtet." 

3. In § 8 Abs. 3 Nr. 3 wird hinter dem Wort 
„gewerblichen" eingefügt „oder gemeinnüt- 
zigen". 


Artikel 2 

(1) Eine Anpassungshilfe nach den folgenden Be- 
stimmungen erhalten aus dem zweckgebundenen 
Aufkommen der Mineralölsteuer 

1. Inhaber von Betrieben, die am 1. Januar 
1958 Benzin oder Gasöl im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes durch Elydrierung, im 
Fischer-Tropsch- Verfahren, durch ölschie- 
ferschwelung, Braunkohlenschwelung oder 
Druckvergasung von Kohle herges teilt ha- 
ben, 

2. Inhaber von Betrieben — oder deren 
Nachfolgebctrieben — , die vor dem 1. Mai 
1945 Im Reichsgebiet vom 31. Dezember 
1937 Mineralöl nur aus anderen Stoffen 
als Erdöl hergestellt, die Herstellung aus 
Erdöl zwischen dem 1. April 1951 und 
dem T Januar 1953 aufgenommen haben 
und vierteljährlich nicht mehr als 70 000 t 
unbearbeitetes Erdöl verarbeiten. 
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(2) Die Anpassungshilfe beträgt für je 100 kg der 
nachweislich im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hergestellten Mengen 


'bei Entfernung aus dem Her- 
stellungsbetrieb 


bis 

31. De- 
zember 
1961 


1. Januar 1. Januar 
bis bis 

31. De- j 31. De- 
zember | zember 
1962 | 1963 


1. Benzin oder Gasöl, 
hergestellt durch 

Hydrierung . . .6,30 DM 4,20 DM 2,10 DM 

2. Benzin, hergestellt 
durch Braunkohlen- 
oder Ölschiefer- 
schwelung oder 
durch Druckverga- 
sung von Kohle . .9, — DM 6, — DM 3, — DM 

3. Benzin, hergestellt 

im Fischer-Tropsch- 
Verfahren . . . 28,75 DM 

4. Gasöl, hergestellt 

im Fischer-Tropsch- 
Verfahren . . . .6, — DM 

5. Benzin, hergestellt 
in der ersten Verar- 
beitungsstufe in Be- 
trieben nach Absatz 

1 Nr. 2 8,— DM. 


(3) Die Anpassungshilfe nach Absatz 2 Nr. 1 wird 
nur für eine Höchstmenge von zusammen 1 200 000 t 
Benzin und Gasöl jährlich gewährt. Diese Höchst- 
menge wird auf die Bezugsberechtigten im Verhält- 
nis ihrer Erzeugung an Benzin und Gasöl durch 
Hydrierung im Durchschnitt der Kalenderjahre 1955 
bis 1959 aufgeteilt. Im Jahre des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes mindert sich der Anteil eines jeden 
Bezugsberechtigten um die Mengen, für die er in 
diesem Jahre die Sondersteuersätze nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa und Buch- 
stabe e Doppelbuchstabe aa des Mineralölsteuer- 
gesetzes in einer vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden Fassung in Anspruch genommen 
hat. 
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(4) Die Anpassungshilfe nach Absatz 2 Nr. 5 
wird nur für eine Höchstmenge von 100 000 t Benzin 
je Betrieb gewährt. Die Höchstmenge mindert sich 
um die Mengen, für die der Bezugsberechtigte den 
Sondersteuersatz nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe cc des Mineralölsteuergesetzes in 
einer vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Fassung in Anspruch genommen hat. 

(5) Der Anspruch auf die Anpassungshilfe ent- 
steht mit der Entfernung der begünstigten Erzeug- 
nisse aus dem Herstellungsbetrieb. Die Anpassungs- 
hilfe wird für die Mengen, für die der Anspruch im 
Laufe eines Kalendermonats entstanden ist, ab dem 
fünfundzwanzigsten Tag des zweiten folgenden 
Kalendermonats gezahlt. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere über 
die Abgrenzung der Betriebe, die Berechnung der 
Anpassungshilfe, über das Verfahren, insbesondere 
über den Nachweis der Herstellung und die Prüfung 
der Betriebe, und über die Rückzahlung zu Unrecht 
gezahlter Anpassungshilfe zu bestimmen. 


Artikel 3 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Mineralölsteuergesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des auf seine 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Bei der Neuregelung der Abgaben auf Mineralöl 
durch das Gesetz vom 23. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 149) hat man für eine Reihe von Mi- 
neralölen im Steuertarif des § 2 des Mineralöl- 
steuergesetzes besondere ermäßigte Steuersätze 
festgesetzt. Dadurch sollte den Empfängern ein Aus- 
gleich für gewisse Nachteile geboten werden, unter 


denen sie anderen Mineralölherstellern gegenüber 
litten, nämlich höhere Kosten, die in dem Herstel- 
lungsverfahren (Hydrierung, Fischer-Tropsch-Ver- 
fahren) oder in der Eigenart der Ausgangsstoffe be- 
gründet waren (Fischer-Tropsch-Verfahren, Braun- 
kohlen- und Ölschieferschwelung, Druckvergasung 
von Kohle), gewisse Kriegs- und Nachkriegsschäden 
(die unter § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Doppelbuch- 
buchstabe cc des Mineral öl Steuergesetzes fallenden 
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sogenannten Ruhrfirmen), geschmälerter Zollschutz 
wegen der Zollbegünstigung von entsprechenden 
Importwaren (Flüssiggase aus deutschem Rohöl). 

Die weitaus wichtigsten dieser Sondersteuersätze 
sind die für Benzin und Gasöl, hergestellt durch 
Hydrierung, die sogenannte Hydrierpräferenz. Diese 
Subvention für die drei Hydrierwerke ist von rd. 
80 Mio DM 1954 bis auf rd. 125 Mio DM 1959 
gestiegen. Es war 1953 volkswirtschaftlich wertvoll 
und wünschenswert, die Treibstoffherstellung in den 
Hydrierwerken aufrechtzuerhalten; denn nach dem 
Stand der Mineralölverarbeitung in der Bundes- 
republik war damals die Erzeugung der Hydrier- 
werke zur Marktversorgung unentbehrlich. Die Ver- 
hältnisse auf dem Mineralölmarkt haben sich aber 
seither geändert. Nach dem Aufbau der Mineralöl- 
verarbeitung in der Bundesrepublik und bei dem 
großen Angebot an allen Mineralölerzeugnissen auf 
allen Märkten Europas und der Welt ist es heute 
nicht mehr gerechtfertigt, erhebliche öffentliche Mit- 
tel einzusetzen, um die Produktion bestimmter 
Mineralölerzeugnisse nach bestimmten technischen 
Verfahren aufrechtzuerhalten. Dies gilt nicht nur 
für das Hydrierverfahren, sondern ebenso auch für 
alle anderen von den Sondersteuersätzen betrof- 
fenen Fälle. Deshalb sollen die Sondersteuersätze 
nunmehr beseitigt werden. Die Weitergewährung 
einer Subvention von rd. 125 Mio DM jährlich an 
die drei Hydrierwerke — eines davon mit einer er- 
heblichen mittelbaren Kapitalbeteiligung des Bun- 
des — ist nicht mehr zu vertreten. Der ursprüngliche 
Zweck der Subvention ist seit längerer Zeit fortge- 
fallen. 

Die in Betracht kommenden Werke haben aber ihre 
Produktion längerfristig auf die Steuerbegünstigun- 
gen abgestellt. Der Anteil der Hydriererzeugnisse 
an der Gesamt-Treibstoffproduktion der Hydrier- 
werke liegt z. Z. bei etwa 40,5 v. H. Den Betroffenen 
soll deshalb eine Übergangshilfe eingeräumt wer- 
den, die es ihnen gestattet, sich der Änderung anzu- 
passen. In einigen Fällen (Fischer-Tropsch-Verfah- 
ren, Ruhrfirmen) waren die Sondersteuersätze ohne- 
hin schon durch eine zeitliche oder eine Mengen- 
begrenzung als Übergangsmaßnahmen gekennzeich- 
net. In diesen Fällen sollen die Anpassungshilfen 
nunmehr am 31. Dezember 1961 enden. In den übri- 
gen Fällen sollen an die Stelle der nicht befristeten 
Sondersteuersätze stufenweise bis zum 31. Dezem- 
ber 1963 abzubauende Anpassungshilfen treten. 
Dieser Zeitraum erscheint vertretbar, weil die 
Werke unter einem starken Konkurrenzdruck der 
in- und ausländischen Mineralölindustrien stehen. 
Eine Ausnahme gilt nur für die Flüssiggase aus 
deutschem Rohöl. Hier besteht ein Bedürfnis für 
eine Übergangsregelung nicht; der Sondersteuersatz 
kann sofort ersatzlos beseitigt werden. Mit der Neu- 
regelung wird zugleich auch zur Haushaltsklarheit 
und zur Vereinfachung der Mineralölsteuer beige- 
tragen. * 


Bund, Länder oder Gemeinden werden durch das 
Gesetz nicht mit Kosten belastet. 

II. Im einzelnen 

Die unter I. dargestellten Maßnahmen sind in Ar- 
tikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 des Entwurfs gestaltet. 

Artikel i Nr. 1 enthält die Neufassung des § 2 
MinöStG mit dem bereinigten Steuertarif. Auch die 
Ermächtigung in § 2 Abs. 2 MinöStG ist neu gefaßt 
und so an die neue Lage angepaßt worden. Die Er- 
mächtigung im geltenden Recht, durch Steuerermä- 
ßigung auch die besondere Herkunft eines Mineral- 
öls zu berücksichtigen, führt zu einer Beihilfe durch 
Sondersteuersätze, wie sie jetzt im Gesetz beseitigt 
werden sollen. 

Artikel 1 Nr. 2 hängt mit dem eigentlichen Gegen- 
stand des Entwurfs nicht unmittelbar zusammen. 
Durch den neuen zweiten Satz in § 6 Abs. 1 
MinöStG soll der Zahlungstermin, der 25. eines je- 
den Monats, entlastet werden. An diesem Tage 
werden bisher nicht nur die Mineralölsteuer, son- 
dern auch die aufgeschobenen Mineralölzölle fällig. 
Dadurch drängen sich in manchen Fällen sehr hohe 
Zahlungsverpflichtungen auf diesen Tag zusammen. 

Auch Artikel 1 Nr. 3 hängt mit dem eigentlichen 
Gegenstand des Entwurfs nicht zusammen. Die vor- 
geschlagene Ergänzung des § 8 Abs. 3 Nr. 3 ent- 
spricht einem Gebot der Billigkeit. Es befriedigt 
nicht, daß die Steuerbegünstigung der gewerblichen, 
d. h. auf Gewinnerzielung gerichteten Verwendung 
gewährt, einer Verwendung im Rahmen einer ge- 
meinnützigen Betätigung dagegen vorenthalten sein 
soll. 

Artikel 2 regelt die Anpassungshilfen. 

Absatz 1 bestimmt die Beihilfeberechtigten. 

Absatz 2 enthält den Beihilfentarif. Er läßt den Ab- 
bau der Anpassungshilfen und den Zeitpunkt ihres 
Auslaufens erkennen. 

Absatz 3 begrenzt die Beihilfe für die Hydrier- 
werke. Die Höchstmenge entspricht etwa der Erzeu- 
gung im Jahre 1958. Die Begrenzung ist nötig, um 
'diese weitaus wichtigste Beihilfe übersehbar zu 
machen und einer unter Umständen uferlosen Aus- 
weitung vorzubeugen. 

Absatz 4 übernimmt eine Mengenbegrenzung, die 
für diesen Fall auch im geltenden Recht schon vor- 
gesehen ist. 

Absatz 5 regelt die Entstehung des Beihilfean- 
spruchs und die Fälligkeit. 

Absatz 6 enthält eine Ermächtigung zur Regelung 
der vorwiegend technischen Einzelheiten durch Ver- 
ordnung. 

Die übrigen Bestimmungen des Entwurfs bedürfen 
einer Erläuterung nicht. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 22. Dezember 1960 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Aul das Schreiben vom 2. Dezember 1960 — 8-52322-4947/60 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
227. Sitzung am 22. Dezember 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
und über Anpassungshilfen 

mit der aus der Anlage ersichtlichen Begründung abzulehnen. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die gegenwärtige 
Steuerbegünstigung für Hydrierbenzin und Hydriergasöl, die 
im Geltungsbereich des Mineralölsteuergesetzes erzeugt wer- 
den, bis zum 31. Dezember 1963 aufrechterhalten bleiben sollte. 

Dr. Meyers 


o 



Drucksache 2403 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

Anlage 


Begründung des Bundesrates 

zur Ablehnung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes und über Anpassungshilfen 


Die im Jahre 1953 in Kraft getretene gesetzliche Neu- 
regelung der Abgaben für Mineralöl sieht Mineral- 
ölzölle und Mineralölsteuern als ein einheitliches 
Ganzes an. Sie hat zum Ziel, für alle Unternehmen, 
die Rohöl im Inland fördern, in- oder ausländisches 
Rohöl verarbeiten oder eingeführte Mineralölfertig- 
waren vertreiben, gleiche Wettbewerbsbedingungen 
zu sichern. 

Zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit des deut- 
schen Rohöls wird Importrohöl mit einem Zoll von 
gegenwärtig 125 DM je t belastet. Da aber die zoll- 
rechtlichen Vorschriften zulassen, daß der Zoll für 
bestimmte aus zollpflichtigem Rohöl hergestellte Mi- 
neralölerzeugnisse — wie schweres Heizöl zum un- 
mittelbaren Verheizen — anteilig rückvergütet wird, 
liegt der effektive Zollsatz für Rohölverarbeiter, die 
den bei der Verarbeitung des Importrohöls anfal- 
lenden schweren Erdölrückstand als schweres Heiz- 
öl zum Verheizen absetzen, je nach der Ausbeute 
an Heizöl und anderen nicht zollpflichtigen Erzeug- 
nissen in der Regel nicht über 85 DM je t Rohöl. 

Demgegenüber haben die Rohölverarbeiter mit 
Hydrieranlagen (Hydrierwerke) den vollen Zollsatz 
zu tragen, wenn sie die bei der Verarbeitung von 
Importrohölen anfallenden schweren Erdölrück- 
stände nicht als Heizöl zum Verheizen auf den 
Markt bringen, sondern die Rückstände im Rah- 
men der vorhandenen Hydrierkapazität zu Treib- 
stoffen (Benzin, Dieselöl) auf arbeiten. Der sog. 
gleitende Zollsatz für Importrohöl hat zudem 
zwangsläufig zur Folge gehabt, daß das mit er- 
höhten Kosten geförderte und in seiner Beschaffen- 
heit auch unterschiedliche deutsche Rohöl nur bei 
Anwendung bestimmter Verarbeitungsverfahren, 
insbesondere des Hydrierverfahrens, optimal abzu- 
setzen und wirtschaftlich zu verarbeiten ist. 

Als Ausgleich für den höheren Zollsatz und die zu- 
sätzlichen Veredelungskosten, welche die Hydrier- 
werke durch die Weiterverarbeitung der schweren 
Erdölrückstande aus Import- oder Inlandsrohölen zu 
Treibstoffen zu tragen haben, sind diesen Unterneh- 
men angemessene Sondersteuersätze ohne zeitliche 
oder Mengenbeschränkung für das erzeugte Hydrier- 
benzin und Hydriergasöl zugebilligt worden. Die 
mit der Abgabenregelung von 1953 verbundene 
Übertragung des Verarbeitungsschutzes für Hydrier- 
erzeugnisse aus dem Zollrecht in das Mineralölsteu- 
errecht kann demnach heute nicht als laufende Sub- 
vention der Hydrierwerke ausgelegt werden. 

Durch den von der Bundesregierung vorgeschlage- 
nen stufenweisen Abbau der Steuerbegünstigung 
für Hydriererzeugnisse ohne gleichzeitige Änderung 
der Zollregelung für Importrohöl wird die Wettbe- j 
werbsgleichheit zwischen den sogenannten Heizöl- 


Raffinerien und den Raffinerien mit Rückstands- 
I Hydrieranlagen ausschließlich zu Lasten der letzte- 
ren in der Weise verschoben, daß die Hydrierung 
von schweren Erdölrückständen zu Treibstoffen, die 
gegenwärtig über 40 v. H. der Gesamttreibstoff- 
erzeugung oder Hydrierwerke ausmacht, nicht mehr 
i wirtschaftlich durchgeführt werden kann. Damit 
| würde zugleich auch die von der Bundesregierung 
verfolgte Absicht, den Hydrierwerken den Anschluß 
an den ab 1. Januar 1964 wirksam werdenden EWG- 
Markt für Mineralöl zu ermöglichen, gegenstands- 
los werden. 

Im Gegensatz zu der Begründung des Gesetzent- 
[ wurfs, in der für den vorgeschlagenen stufenweisen 
Abbau der Steuerbegünstigungen für Hydriererzeug- 
nisse insbesondere auf das weltweite Überangebot 
an Mineralölerzeugnissen hingewiesen wird, wird 
eine durch den Abbau der Vergünstigungen erzwun- 
gene Einstellung der Hydrierung für volkswirt- 
schaftlich nicht unbedenklich gehalten. Die Hydrier- 
werke verarbeiten gegenwärtig neben Importrohöl 
etwa 2,3 Mio t, d. s. über 40 v. H. des im Inland 
: geforderten Rohöls. Diese auch volkswirtschaftlich 
günstige Lösung hat sich organisch entwickelt. Sie 
; würde durch die beabsichtigte Neuregelung zu La- 
I sten der deutschen Erdölförderung empfindlich ge- 
stört werden. Bei Einstellung der Hydrierung würde 
1 der anderweitige Absatz der o. a. 2,3 Mio t Inlands- 
1 öl schon deshalb in Frage gestellt sein, weil 
i bei den übrigen Inlandsöl verarbeitenden Be- 
trieben weder die erforderliche freie Verarbeitungs- 
kapazität vorhanden, noch der Absatz der her- 
! gestellten Produkte gewährleistet ist und eine 
| Verarbeitung dieses Rohölanteils in den aus- 
i schließlich Importrohöl verarbeitenden sogenann- 
, ten Heizöl-Raffinerien aus wirtschaftlichen Grün- 
: den nicht in Betracht kommt. Die Einstellung 
der Hydrierung würde zudem die Folge haben, daß 
auch die Hydrierwerke, um wettbewerbsfähig zu 
bleiben, dann ausschließlich Importrohöl verarbei- 
i ten und den gesamten schweren Erdölrückstand als 
| Heizöl für Brennzwecke absetzen werden. Folglich 
werden erhebliche zusätzliche Mengen an schwerem 
Heizöl auf den Markt gelangen, so daß der mit der 
Heizölsteuer verfolgte Zweck, dem Kohlenbergbau 
eine angemessene Umstellungsfrist für die Anpas- 
sung an die Veränderungen auf dem Energiemarkt 
zu gewähren, gefährdet wäre. 

Da das Verfahren zum Hydrieren von Erdölrück- 
ständen oder gewissen Festbrennstoffen keineswegs 
technisch veraltet ist, kommt diesem außerdem für 
Krisenzeiten eine besondere wirtschaftliche Bedeu- 
tung zu. Daher sollte nicht ohne volkswirtschaftlich 
zwingende Gründe auf die weitere Anwendung und 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2403 


laufende technische Weiterentwicklung des Hydrier- 
verfahrens verzichtet werden. 

Gegen die Absicht der Bundesregierung, Hydrier- 
erzeugnisse, die außerhalb des Geltungsbereichs des 
Mineralölsteuergesetzes erzeugt werden, nicht mehr 
zu begünstigen, werden sachliche Bedenken nicht 


[ erhoben; das gleiche gilt für verschiedene Regelun- 
I gen des Entwurfs, die nicht Hydriererzeugnisse be- 
j treffen. Da aber das materielle Schwergewicht des 
| als Einheit anzusehenden Gesetzentwurfs bei dem 
Abbau der sogenannten Hydrierpräferenz liegt, er- 
gibt sich die Notwendigkeit, die Regierungsvorlage 
| im ganzen abzulehnen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt nicht die Bedenken, die ; 
der Bundesrat gegen Umstellung und Abbau der ! 
Sondersteuersätze für Hydriertreibstoffe in seiner | 
Entschließung vom 22. Dezember 1960 geäußert hat. ; 

Die Begünstigungen sind 1953 noch einmal bestätigt j 
worden, weil damals die Erzeugung der Hydrier- ! 
werke zur Marktversorgung und zur Devisenein- | 
sparung noch unentbehrlich war. Das trifft heute 
nicht mehr zu. 

Die Begünstigungen sind den Hydrierwerken nicht 
als Ausgleich für die Zollvergütung für Schweröle 
zum unmittelbaren Verheizen gewährt worden, son- 
dern nur wegen der hohen Verarbeitungskosten 
(s. Drucksache Nr. 3803 der 1. Wahlperiode, S. 14). 
Die Zollvergütung für Schweröle zum unmittelbaren 
Verheizen steht in keinem sachlichen Zusammen- 
hang damit, weil sie nicht den Rohölverarbeitern, 
sondern den Heizölverwendern zugedacht ist und 
auch tatsächlich zugute kommt. 

Wie sich aus dieser Entstehungsgeschichte ergibt, 
soll auch die Wettbewerbsfähigkeit des deutschen 
Rohöls nicht durch die steuerlichen Subventionen, 
sondern durch den Rohölschutzzoll herbeigeführt 


werden. Er ist so bemessen, daß er eine wirtschaft- 
liche Verarbeitung des deutschen Rohöls im Durch- 
schnitt auch in anderen Verfahren zuläßt. Es ist 
volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigt, für die Ver- 
arbeitung im Hydrierverfahren jährlich 125 Mio DM 
(1959) als Subvention aufzuwenden, die an anderer 
Stelle (Straßenbau) dringend gebraucht werden. 

Der Mohranfall an schwerem Heizöl, der mit der 
etwaigen Einstellung der Hydrierung möglicher- 
weise verbunden sein könnte, würde voraussichtlich 
nicht zu einem Mehrverbrauch an Heizöl führen. Der 
Verbrauch hängt im wesentlichen nicht vom Ange- 
bot, sondern, solange noch jede Nachfrage durch 
Inlandserzeugung oder Einfuhr befriedigt worden 
kann, von der Nachfrage ab. Ein Mchranfall im In- 
land würde insoweit nur den Einfuhrbedarf mindern. 
Ein nachteiliger Einfluß auf die Lage der Kohle wäre 
daher nicht zu befürchten. Im übrigen könnte das 
bei den Hydrierwerken anfallende Heizöl nur um so 
schwieriger auf dem Markt abgesetzt werden, wenn 
die Sondersteuersätze erst in einem Zeitpunkt be- 
seitigt würden, in dem der augenblicklich noch be- 
stehende Einfuhrbedarf durch eine zusätzliche In- 
landsproduktion anderer Raffinerien weitgehend 
abgelöst sein würde. 
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